
�����
�����	

�

��������������
��	
��	����	
��	��

���������	�
��������
��	�

�

�����

�����������������
������ �
���	
��	��

Aus dem
Inhalt:

Schwarz-Grüne
Sozialpolitik

Bildungspolitik
in Duisburg

Grüne Akzente
in der Umwelt-
politik

Innenstadt:
Gordischer
Knoten durch-
trennt

Portrait: 
Nazan Aksu



 2

������

��
������
� ������� �����

��������������������� ���  ....  3

!"��
���"� ................................  7

#� 
��$�%�������&�$
'�����
� �....................................  8

(��)������������������� ����
*�
��
�+�����
� �����  .........  9

,������������  ...........................  12

-���
����
�)�������� �...........  13

!��
�������� ..............................  15

-���
�#��
��
����)
�������
 ���
��."�
���������  .........  16

������������ �............................  19

/
��
���0
��
���� ..................  21

�
���
��
���"�1�� �..............  24

!��
����)�2�-��)����
�
,���
��)������
����� ...........  25

3
���������
�
�
��
�
��
� �........................................  27

���)�
�����������*�

��
�+�����
� ������ ...........  28

���)�
�����
�����&�
� �.......  31

��
�(
�����0
���
����
�
�����
�� .....................................  32

3�������
Nazan Aksu  ................................  36



 3
Ratsfrakt ion Duisburg
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Liebe Leserinnen,
liebe Leser,
liebe grüne Freunde
und Freundinnen,

mehr als 3 Jahre ist es nun her, dass
wir Grünen mit der CDU Ende Januar
2005  den  Kooperationsvertrag  für
einen Politikwechsel in Duisburg un-
terschrieben haben. Und wer hätte
damals gedacht,  was wir in  dieser
Zeit alles bewegt haben!

Vieles  von  unserem Programm  ist
bereits abgearbeitet. Und das Wich-
tigste: In der Stadt geht es sichtbar
voran. Wir Grüne ergänzen uns mit
der CDU in  unseren Kompetenzen,
Differenzen  werden  partnerschaft-
lich gelöst.

Dass es bei all den positiven Projek-
ten  auch  manche  schwierige  Ent-
scheidung gab,  darüber  gibt  diese
Bilanz  ebenso  Auskunft,  so  dass
sich jede/r ein eigenes Urteil bilden
kann. Ich jedenfalls blicke optimis-
tisch  in  die  weitere  Zusammen-
arbeit. Herzlichst

Doris Janicki
Grüne Bürgermeisterin
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Die  Sozialpolitik  hat  in  Duisburg
viel zu lange darunter gelitten, dass
Transparenz  überhaupt  nicht  ge-
wünscht war. Die Armut in Duisburg
wurde allzu gerne vertuscht. Grüne
Anfragen  und  Forderungen  nach
konkreten  Zahlen  wurden  besten-
falls ignoriert.
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Wir  sind  jedoch  hartnäckig geblie-
ben und in dieser Legislaturperiode
können  wir  endlich  die  ersten
Früchte unserer Hartnäckigkeit ern-
ten:  Die  Stadt  Duisburg  hat  2007
zum ersten Mal einen Sozialbericht
vorgelegt  –  übrigens  im  gleichen
Jahr auch zum ersten Mal auf Anre-
gung unseres grünen Gesundheits-
dezernenten  Peter  Greulich  einen
Kindergesundheitsbericht.  Dieser
Bericht zeigt die sozialen Probleme
in dieser  Stadt.  Die  faktische Auf-
stellung der sozialen Schieflage in
unserer  Stadt  ist  richtungweisend
für alle Politikerinnen und Politiker.

Nicht  überraschend ist  das  Ergeb-



nis,  dass  Kinderarmut  auch  in
Duisburg ein gravierendes Problem
ist.  Da  Kinder  unser  aller  Zukunft
sind,  wird  von  der  Politik  zurecht
erwartet, hier Lösungen zu erarbei-
ten.  Doch  wie  können  sie  ausse-
hen?

„Ausweg  1:  Der  Weg  aus  der
Armutsfalle  geht  über die  Bildung.
Ausweg  2:  Wer  Kinder  aus  der
Armut  holen  will,  muss den  Eltern
Arbeit  geben.“  Diese  Sätze  stam-
men übrigens vom SPD-Oberbürger-
meister von Dortmund Gerhard Lan-
gemeyer  aus  seinem  Aktionsplan
Soziale  Stadt  vom November  letz-
ten Jahres.
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Schwarz-Grün  hat  hier in Duisburg
unmittelbar  nach  der  Kommunal-
wahl  2004  gehandelt.  Seit  2005
stellen wir jährlich zusätzliche Mit-
tel für die Sprachförderung bereit,
seit  2006 jährlich  1,5  Millionen  ��
Angesichts  der  Haushaltslage  der
Stadt ist dies kein Pappenstiel. Aber
unstrittig ist, dass zur Verbesserung
der  Bildungschancen  unserer  Kin-
der und Jugendlichen – insbesonde-
re,  aber  nicht  nur der  mit  Migrati-
onshintergrund – gute  Sprachkom-
petenzen  von  grundlegender  Be-

deutung sind.

Erfreulich  ist  auch,  dass  Duisburg
als Wirtschaftsstandort an Attrakti-
vität gewinnt. Seit langem hat sich
die  Zahl  der  sozialversicherungs-
pflichtig  Beschäftigten  in  Duisburg
mal  wieder  in  zwei  aufeinander
folgenden Quartalen im letzten Jahr
erhöht.  Für die  Stadt  ist  das nicht
selbstverständlich,  hat  doch  ein
Wirtschaftsaufschwung  häufig  um
Duisburg einen Bogen gemacht.
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Eine  weitere  Perspektive  für  eine
kinder-  und  familienfreundliche
Politik, eröffnet die kürzlich von uns
beschlossene  Familienkarte,  die
selbstverständlich auch für einkom-
mensschwache  Alleinstehende  in
geeigneter  Form  zugänglich  ge-
macht werden muss. Ich bedaure es
sehr,  dass  sich  die  SPD  diesem
Antrag  nicht  anschließen  konnte.
Ich halte die Familienkarte für eine
gute  Lösung.  Damit  können  nicht
nur  die  Ärmsten  in  Duisburg  an
unserem  gesellschaftlichen  Leben
teilhaben,  sondern  auch  die  Fami-
lien,  die  zwar  sozialversicherungs-
pflichtig  arbeiten,  jedoch  oft  mit
dem letzten  Euro  haushalten müs-
sen.

 4
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Denn  es  leben  in  Duisburg  sehr
viele  Familien,  denen  es  nicht viel
besser  geht  als  unserer  Stadt
selbst.  Etliche  Familien  arbeiten
und müssen  mit  einem Teil  ihres
Einkommens  ihre  Schulden  beglei-
chen.  Wir haben uns für  die Fami-
lienkarte  entschieden,  damit  auch
diese  Menschen  ein  Anrecht  auf
Vergünstigungen  bekommen.  Ein
weiterer  Vorteil  ist,  dass  über  die
städtischen  Vergünstigungen  hi-
naus auch private Unternehmen mit
ins Boot geholt werden können, die
ihre  Produkte  und  Leistungen

günstiger  anbieten  –  wie  es  in
Düsseldorf erfolgreich der Fall ist.

Klar ist, dass die Stadt Duisburg mit
ihren begrenzten finanziellen Hand-
lungsspielräumen  nicht  das  aus-
baden kann, was Bund und Land zu
verantworten haben. Mit der grünen
Grundsicherung  hat  unsere  Partei
auf der Bundesebene ein zukunfts-
weisendes  Konzept  vorgelegt,  um
hier einen Richtungswechsel einzu-
leiten.  Zukunftsweisend  deshalb,
weil  es  nicht  nur  die  notwendige
Ausweitung  der  Transferleistungen
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(Erhöhung  der  Regelleistung  für
Erwachsene  und  Kinder,  Sozialti-
cket  ÖPNV),  sondern  in  sehr  viel
stärkerem Maße  auch  die  Verbes-
serung  der  sozialen  Infrastruktur
(Ausbau der Kinderganztagsbetreu-
ung und Ganztagsschulen,  kosten-
freie  Erstausbildung)  berücksich-
tigt.
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Duisburg  hat  hier  neben  der
Sprachförderung in den letzten Jah-
ren viel geleistet: zuletzt 2007 etwa
durch  500.000  � � für  900  zusätzli-

che Plätze in der offenen Ganztags-
schule,  1,9 Millionen  �  für die Kin-
dergärten  der  kirchlichen  Träger,
500.000 �  für die Familienförderung
und den Jugendschutz oder zusätz-
liche 800.000 �  für die Aufstockung
des Allgemeinen Sozialen Dienstes.

Ganz im Gegensatz zur ehemaligen
Kooperation  mit  der  SPD  ziehen
CDU und Grüne in der Sozialpolitik
in vielen  Feldern an einem Strang.
Zwei  weitere  Beispiele  für  unsere
konstruktive  Zusammenarbeit  mit
der  CDU,  die  mir  sehr  am Herzen
liegen,  möchte  ich  hier  an  dieser



Stelle erwähnen.

Jeder,  der  mich  kennt  weiss,  dass
für mich Frauenpolitik ein wichtiges
Politikfeld ist. Insofern freut es mich
sehr, dass es uns in den vergange-
nen Jahren immer wieder gelungen
ist, die wichtigsten Einrichtungen in
Duisburg finanziell abzusichern.

�
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Eine  weitere Herzensangelegenheit
ist „Der kleine Prinz“. Die Idee, eine
solche  Einrichtung  an  einer  expo-
nierten  Stelle  in  der  Duisburger
Innenstadt  zu  eröffnen,  trug  ich
schon seit längerer  Zeit  in meinem
Kopf.  Bei  den  Kooperationsver-
handlungen mit der CDU fiel es uns
auch  nicht schwer,  unsere  Partner
von diesem Projekt zu überzeugen.
Im  Mai  2007  wurde  „Der  kleine
Prinz“  feierlich  eröffnet.  Damit

haben  wir  ein  Projekt  geschaffen,
bei  dem Integration  nicht  nur  auf
dem Papier steht, sondern mitten in
der  Duisburger  Innenstadt  gelebt
wird:  Eine  Gastronomie,  die  von
Menschen  mit  Behinderungen  be-
wirtschaftet wird.

Diese Erfolge bedeuten jedoch kei-
nesfalls, dass wir uns zufrieden zu-
rücklegen können. Sie sind aber ein
Zeichen  dafür,  dass  wir  trotz  Not-
haushalt einiges in der Sozialpolitik
bewegen  konnten  und  lassen  die
begründete  Hoffnung  zu,  dass  wir
noch weitere soziale Pflöcke in un-
serer  Stadt  werden  einschlagen
können.

Doris Janicki

Die  grüne  Bürgermeisterin  ist  so-
zialpolitische  und  kulturpolitische
Sprecherin der grünen Ratsfraktion.
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U.a.  dank gestiegener Steuereinnah-
men konnte in den letzten beiden Jah-
ren 2006 und 2007 das  strukturelle
Defizit  auf  ca.  100  Millionen  �  be-
grenzt  werden.  Dies  bedeutet  zwar
noch keine nachhaltige Finanzpolitik,
ist aber immerhin ein Lichtstreifen am
Horizont. Allerdings werden die durch
das Berger-Gutachten erreichten Kon-
solidierungserfolge in Höhe von jähr-
lich 11 Millionen �  durch die zusätzli-
chen Zinsbelastungen  wieder  aufge-
fressen. Daher wird es in den folgen-
den Jahren insbesondere um den Ab-
bau der  Altdefizite  gehen  sowie um
die  Ausschöpfung  weiterer  Konsoli-
dierungspotenziale,  wie etwa im Be-
reich des zentralen Einkaufs, der jetzt
endlich auf den Weg gebracht wurde.

Klar weiß jede/r, dass wir keinen Ein-
fluss auf die wirtschaftlichen Rahmen-
daten haben, aber dass der Konjunk-
turaufschwung  Duisburg  diesmal
nicht links liegen  lässt,  ist  sicherlich
auch  ein  Zeichen  für  grün-schwarze
Wirtschaftskompetenz.  Erstmals  seit
langem entstehen in Duisburg wieder
neue sozialversicherungspflichtige Ar-
beitsplätze, holt die Stadt in entspre-
chenden Wirtschaftsrankings deutlich
auf. Bei den Büroflächen gibt es trotz
zahlreicher, neu entstehender Bauten
so gut wie keinen Leerstand. Duisburg

ist für Investoren wieder attraktiv.

Durch die  verstärkte  Inanspruchnah-
me der Mittel des Bundes für die akti-
ve  Arbeitsmarktpolitik  konnte  auch
der Duisburger Haushalt in Form sin-
kender Zuschüsse für die GfB entlas-
tet werden.  Nachdem bei  der ARGE
die  Anfangsschwierigkeiten  im  Gro-
ßen und Ganzen überwunden werden
konnten, wird es jetzt darauf ankom-
men,  die  zur  Verfügung  stehenden
Mittel so effizient wie möglich einzu-
setzen.

Ein  wichtiges  Projekt  haben  wir  bei
den  laufenden  Haushaltsberatungen
dazu  angestoßen.  130  arbeitslose
Menschen werden für zwei Jahre bei
den Wirtschaftsbetrieben  sozialversi-
cherungspflichtig  beschäftigt.  Der
kommunale  Eigenanteil  dafür  wird
durch  Einsparungen  bei  den  Unter-
kunftskosten gegenfinanziert, so dass
die  Maßnahme  für  die  Stadt  haus-
haltsneutral ist und keine Mehrkosten
verursacht.  Hier  wird  arbeitslosen
Menschen  für  einen  längeren  Zeit-
raum jenseits von den so genannten
1-Euro-Jobs eine Perspektive geboten,
die sie auch für den Arbeitsmarkt wie-
der interessant macht. Denn die Un-
terstützung der Menschen dabei, wie-
der in Arbeit zu kommen, ist das A und
O jeglicher Sozialpolitik.





��	������
�
��
�
�	
��	���!��
��
"�
������
����

Angesichts der nach
wie  vor  hohen  Ar-
beitslosigkeit in Stadt
und Region  ist  für
Kinder und Jugend-
liche  eine  gute
schulische  Ausbil-
dung  für  ihre  Zu-

kunft von zentraler Bedeutung. Des-
halb haben wir gemeinsam mit der
CDU im  Kooperationsvertrag unter
der  Überschrift  „Bildung  fördern
heißt  Kindern  und  Jugendlichen
Chancen  geben“  wichtige  Ziele  für
die  Bildungs-  und  Schulpolitik  in
Duisburg beschrieben. Stichwortar-
tig  heißen  sie:  Einführung  einer
qualitativ  guten  Bildungsberichter-
stattung, Verbesserung der Ausstat-
tung der Schulen, Erweiterung von
Bildungschancen  und  Förderung
der Sprachkompetenz sowie qualifi-
zierte  Betreuung  von  Kindern  im
Rahmen  der  Offenen  Ganztags-
grundschule.

Im  Folgenden  werden  die  Schwer-
punktbereiche  skizziert,  in  denen
wir im Rat und in den entsprechen-
den  Ausschüssen  Anträge  einge-
bracht  und sonstige  Initiativen ge-

startet haben, um die Themenberei-
che im Laufe der Ratsperiode abzu-
arbeiten 

�����
���������������������)
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Mit  dem  „Schulentwicklungsplan
2007-2011,  Bildungspolitische  Per-
spektiven  für  Duisburg“  (SEP),  der
im  März  2007  im  Rat  der  Stadt
mehrheitlich  beschlossen  wurde,
haben wir den Stillstand bei der Bil-
dungsplanung  beendet.  Denn  die
SPD hatte in den vergangenen Jah-
ren  Schulentwicklungsplanung  in
erster Linie organisatorisch verstan-
den und bildungspolitische Aspekte
dabei  vernachlässigt.  Gemeinsam
mit der CDU haben wir mit dem SEP
eine inhaltliche und sozialräumlich
akzentuierte  Bildungsberichterstat-
tung eingeführt, die mit  konzeptio-
nellen Planungen einhergeht.

Neben  der  notwendigen  Datenba-
sis,  die  auch  die  demographische
Entwicklung  aufnimmt,  werden
auch qualitative Merkmale einbezo-
gen.  Hierzu  gehören  insbesondere
die  Verankerung  der  jeweiligen
Schule im Stadtteil, die Qualität der
Elternarbeit  am Schulstandort,  die
Lern-  und  Sprachstandsdiagnostik
und  die  Qualität  der  Schulpro-
grammarbeit. Zu allen Schulformen,
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die  nach Bezirken aufgelistet sind,
gibt es eine Maßnahmeplanung, die
je  nach Problemlage mehr konzep-
tionell  oder  mehr  schulorganisato-
risch ausgerichtet ist.

Wichtig war uns bei der Erarbeitung
des  SEP  auch  das  Verfahren.  So
wurden  alle  Schulformen  im  Rah-
men von Beteiligungsrunden einbe-
zogen.  Die  Schulkonferenzen,  die
Personalräte  und die  Nachbarkom-
munen  konnten  ebenfalls  Stellung
nehmen. Als Rahmenplanung ist der
SEP eine qualitativ gelungene, gute
Grundlage für die weitere bildungs-
politische Arbeit in Duisburg.
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Angesichts des Zustands der Schu-
len  war  es  für  CDU  und  GRÜNE
selbstverständlich, dass das mit ins-
gesamt 120 Mio.  �  ausgelegte  Pro-
gramm zur  Erneuerung  von  Schul-
bauten auch in dieser  Ratsperiode
weitergeführt  wird. Darüber hinaus
sind  Mittel  zur  Verfügung  gestellt
worden, um Schadstoffe, insbeson-
dere  PCB, aus  Schulgebäuden  be-
seitigen zu können. Wichtig war uns
in diesem Zusammenhang auch der
Aspekt der Nachhaltigkeit, den wir
in  unserem  Antrag  „Zum  Sanie-
rungs-  und  Instandsetzungspro-
gramm städtischer Schulen – ökolo-

gische  Aspekte  bei  der  Sanierung
städtischer Schulen (DS 05-0406/1)“
ausgeführt  haben. In den zuständi-
gen  Ausschüssen  lassen  wir  uns
über  die  konkreten  Realisierungs-
schritte berichten.
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Da  umfassende  Sprachkompetenz
eine entscheidende Voraussetzung
für den schulischen Erfolg sowie für
eine spätere berufliche Perspektive
von  Kindern  und Jugendlichen  ist,
haben wir seit Beginn der Ratsperi-
ode die  Bedeutung der  Sprachför-
derung  als  kommunales  bildungs-
politisches  Aufgabenfeld  betont
und auf  dessen Weiterentwicklung
und finanzielle Stärkung kontinuier-
lich mit  Anträgen im Rat der Stadt
hingewirkt.

Ein  erheblicher Teil  an städtischen
Eigenmitteln, nämlich 1,5 Mio. �  pro
Jahr, die je zur Hälfte im Bereich der
Kindergärten und der Grundschulen
eingesetzt  werden,  wird  seit  dem
Jahr 2005 für Sprachfördermaßnah-
men ausgegeben. Mit  Blick auf die
Zukunft der Kinder, deren Bildungs-
chancen  und  Berufsperspektiven
verbessert  werden  sollen,  aber
auch aus der Verantwortung für öf-
fentliche Mittel, soll dieses Geld so
zielgenau,  effizient  und  nachhaltig
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wirkend  wie  möglich  eingesetzt
werden. Deshalb werden wir in die-
sem  Haushaltsjahr  die  Koordinati-
on,  wissenschaftliche  Begleitung
und  Evaluation  der  Maßnahmen
und Aktivitäten verstärken.
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Im  Kooperationsvertrag  haben  wir
mit  der  CDU  die  qualifizierte,  flä-
chendeckende Kinderbetreuung als
eine  bildungs-,  familien-  und  frau-
enpolitische  Notwendigkeit  be-
schrieben.  Auf  dieser  Grundlage
wird  die  Stadt  im  Jahr  2008 an 61
Grundschulen  für  insgesamt  3.600
SchülerInnen  eine  Betreuung  im
Rahmen des Offenen Ganztags bie-
ten  können.  Mittlerweile  ist  auch
das  Angebot  für  die  Ferienbetreu-
ung besser  geworden. Hier gibt es
aber nach wie vor Handlungsbedarf.

Ein  weiterer  wichtiger  Bereich  ist
die  Ernährungssituation  von  Kin-
dern.  Hier  beteiligt  sich  die  Stadt
am  Landesprogramm  „Kein  Kind
ohne Mahlzeit“. Daneben haben wir
im  Schulausschuss  den  Beschluss
gefasst, dass weitere Möglichkeiten
geprüft  werden  sollen,  wie  allen
Kindern  und  Jugendlichen,  die  es
brauchen,  im  schulischen  Umfeld
eine  gesunde  Mahlzeit  angeboten
werden kann.

Positiv  ist  auch  hervorzuheben,
dass  es  ab  dem  ersten  Haushalt,
den wir mit der CDU zu verantwor-
ten  hatten,  im  Schulbereich  keine
Kürzungen mehr gegeben hat. Viel-
mehr ist dort, wo es angesichts der
schwierigen  Finanzlage  haushalts-
rechtlich möglich war, mehr Geld in
bildungspolitische Vorhaben geflos-
sen.

Die Bildungs- und Schulpolitik ist in
Duisburg zwischen uns und der CDU
bisher kein Konfliktfeld. In allen we-
sentlichen  Fragen,  die  die  Hand-
lungsmöglichkeiten  der  Stadt  be-
treffen,  konnten wir  uns verständi-
gen.

Ingrid Fitzek

Ingrid  Fitzek  ist  Ratsfrau  und stell-
vertretende Vorsitzende des  Schul-
ausschusses.
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Duisburg bekommt endlich ein Do-
kumentationszentrum zur Geschich-
te  des  Nationalsozialismus  in  der
Stadt. Mit dem Beschluss des Rates
zur Zusammenlegung von VHS und
Zentralbibliothek  in  einem Neubau
an  der  Steinschen  Gasse  („Stadt-
fenster“) im September 2007 – ge-
gen die Stimmen von SPD und FDP
– wird an exponierter Stelle ein be-
deutender  Akzent  gesetzt.  Neben
der  Gedenkstätte  und  der  Doku-
mentation bietet das neue Gebäude
vor allem auch die Möglichkeit, ins-
besondere jungen Menschen histo-
rische  Bildung  näher  zu  bringen.
Man  fragt  sich,  wieso  mehr  als
sechzig  Jahre  seit  dem  Ende  des
Krieges  vergehen  mussten,  bis  in
Duisburg  eine  solche  Einrichtung
schließlich  auf  den  Weg  gebracht
wurde.

Wir Grüne haben immer darauf wert
gelegt,  dass neben den etablierten
Institutionen auch die Freie Kultur-
szene als ein ganz wesentlicher Be-
standteil des kulturellen Lebens in
Duisburg  entsprechend  finanziell
gefördert wird. Im Kooperationsver-
trag mit der CDU haben wir verein-
bart, dass 2% des gesamten Kultu-
retats  von  ca.  50  Millionen  �  der
Freien Kulturszene zugesichert wer-
den sollen, also etwa eine Million � .
Mit  der  Förderung  des  KOM'MA-
Theaters  z.B.  von zunächst 25.000
und jetzt jährlich 50.000 �  oder der
Bereitstellung von jährlich 60.000 �
zur  Förderung der Migrationskultur
seien hier nur einige kleine Schritte
genannt,  wie  wir  versucht  haben,
diese Zielsetzung zu verwirklichen.
Mittlerweile fließen laut jetzt verab-
schiedeten Haushaltsplan 2008 För-
dermittel in Höhe von ca. 600.000 �
in die  Freie  Kulturszene.  Das kann
sich  sicherlich  sehen  lassen,  aber
weitere Schritte sind notwendig.
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Der Wandel in der Duisburger Poli-
tik  ist  nicht  nur  in  den  Bereichen
Sport:  Stichwort  „World  Games“
oder im Bereich Umwelt und Sozia-
les: Stichwort „Grüngürtel“  zu  ver-
zeichnen.

Auch die  Kinder- und Jugendpolitik
unterzieht sich einem stetigen Wan-
del. Vor allem nachdem nun wir als
Grüne,  seit  der  letzten  Kommunal-
wahl,  große  Stücke an  der  „Duis-
burger Torte“ abschneiden können.
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Wohl als größter Erfolg zu betrach-
ten wäre  hier  das  Kinder-  und Ju-
gendparlament,  welches ohne grü-
ne  Argumente  nicht  zustande  ge-
kommen  wäre  und ersichtlich  mit
offenen Armen von Seiten der Schu-
len, Kinder, Jugendlichen und Eltern
empfangen  wurde.  Am 30.10.2007
erfolgte der Gang zur Wahlurne und
das Parlament hat nun seine Arbeit
aufgenommen. Ziele dieses Projek-
tes sind  neben  der  Förderung des
selbstbewussten Umgangs  mit  sei-
ner Umwelt auch die Bildung von ei-
genen Kompetenzen wie eigenstän-

diges  Arbeiten,  Selbstbewusstsein
und Rhetorik.

Als  Grüne  ist  man  immer  gut  ge-
wappnet,  um  mit  Entscheidungen,
die  aufgrund  der  verschiedenen
Mehrheitsverhältnisse  auf  Bundes-
oder  Landesebene gefällt  wurden,
kompetent umzugehen.  Schließlich
haben  wir  jahrelange  Erfahrung in
der  Opposition  nachzuweisen.  So
wurden wir  ebenfalls mit  dem Kin-
derbildungsgesetz ( KiBiz ) konfron-
tiert,  das bereits auf  Landesebene
für  Furore  unter  den  grünen  Man-
datsträgern gesorgt hat.

Obwohl wir einvernehmlich der An-
sicht sind, dass das KiBiz im Allge-
meinen  noch  sehr überarbeitungs-
und ergänzungswürdig ist,  wurden
in Duisburg  sehr  humane und ak-
zeptable Ergebnisse im Bereich der
Elternbeiträge  erzielt.  Schließlich
soll Erziehung und Bildung nicht am
Geld scheitern.

Der Rückbau von Kindergarten- und
Hortplätzen von Seiten des Bistums
Essen, ist für uns wie ein Schlag ins
Gesicht.  Schließlich  kämpfen  wir
unermüdlich im Bereich der Kinder-
erziehung  für  fortschrittlichere  als
auch  integrativere  Erziehungsme-
thoden.  Daher  werden  in  diesem
Haushalt  neben  den  70.000  �  für
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ein autonomes Jugend- und Kultur-
zentrum  im  Stadtteil  Mitte  auch
wieder  1,5  Millionen  �  als  Sprach-
fördermittel in den  Etat aufgenom-
men.
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Dadurch, dass das Bistum Essen be-
vorzugt  Kindergartengruppen
schließt, die einen großen Anteil an
„Nichtkatholischen  Kindern“  auf-
weisen, worunter selbstverständlich
auch  viele  „Nichtdeutsche Kinder“
fallen,  müssen  neue  Wege  gefun-
den werden, um Gruppen in Horten
und Kindergärten zu verhindern, die
einen  Migrantenanteil  von  manch-
mal bis über 90% aufweisen, so wie
es z.B. im Stadtteil Marxloh der Fall
ist. Schließlich möchten wir von An-
fang an  ein Miteinander  und  nicht
ein Nebeneinander von Gesellschaf-
ten erschaffen.

Und das  ist  genau  der  Punkt,  der
uns  von  anderen  Parteien  unter-
scheidet.  Den  Versuch,  den  Ur-
sprung  eines  Problems  zu  finden,
unternimmt nicht jeder. Als Beispiel
nehmen wir die aktuelle Diskussion
zum Thema „Kriminalität  unter  Ju-
gendlichen“.  Man sollte kompetent
und  professionell  unterscheiden
können, ob eine Straftat auf das so-

ziale Umfeld eines Jugendlichen zu-
rückzuführen ist oder auf seine na-
tionale  Herkunft!  Man  muss  kein
Pädagoge oder Psychologe sein, um
zu  wissen,  dass  Kriminalität  keine
genetische  Veranlagung,  sondern
ein  von  seiner  Umwelt  zugefügtes
Gift darstellt.
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Lokal stellen sich dieser Herausfor-
derung neben  diversen  Anlaufstel-
len u.a. auch fachmännische Street-
worker.  Durch  unser  Anraten  wer-
den nun zukünftig vermehrt Street-
worker  zum  Einsatz  kommen,  die
einen  Migrationshintergrund  bzw.
Sprach-  und  Kulturkenntnisse vor-
weisen  können,  um  Jugendlichen
mit Migrationshintergrund, die Hilfe
benötigen, kompetent zur Seite ste-
hen zu können.

Es müssen weitere Anlaufstellen für
Jugendliche geschaffen werden, um
Probleme ansprechen und lösen zu
können.  Es  müssen  Jugendzentren
errichtet werden, um sinnvolle Zeit
gemeinsam in Gruppen zu  verbrin-
gen. Es muss mehr Geld in Bildung
investiert  werden,  um  Gedanken
wie  Fremdenhass,  Gewaltbereit-
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schaft  und  Kriminalität  zu  verban-
nen.

Solange wir nicht in der Lage sind,
Jugendlichen in Deutschland (nicht
nur  deutschen  Jugendlichen)  eine
rettende  Hand  entgegen  zu  stre-
cken,  sollten  wir  uns  nicht  anma-
ßen,  bestimmen zu wollen, in wel-
chem Land ein Mensch leben sollte.

Nazan Aksu

Nazan  Aksu  ist  Ratsfrau  und  ju-
gendpolitische Sprecherin der grü-
nen Ratsfraktion.
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Endlich gibt es in Duisburg wieder
eine ausländerrechtliche Beratungs-
kommission, die die SPD zwischen-
zeitlich abgeschafft hatte. Eine wich-
tige  Anlaufstelle  in  unserer  Stadt
für  Flüchtlinge und Menschen,  die
von Abschiebung bedroht sind.

Mit  der  Einrichtung  eines  Referats
für  Integration  im  Dezernat  des
Oberbürgermeisters hat ein zentra-
les  grünes  Politikfeld  auch  seinen
notwendigen  Niederschlag  in  der

Verwaltung  gefunden.  Auch  wenn
wir  uns  einen  größeren  Zuschnitt
bei  den  Kompetenzen  gewünscht
hätten, so ist  ein Anfang gemacht.
Mit  der  Integrationsbeauftragten
Leyla Özmal ist das Referat in guten
Händen, um die Handlungsempfeh-
lungen der Integrationskonferenzen
umzusetzen. Die deutlich ausgewei-
teten Mittel für die Sprachförderung
(jährlich 1,5 Millionen  �  zusätzlich)
werden insbesondere auch Kindern
mit Migrationshintergrund im Sinne
einer besseren Integration zu  Gute
kommen.
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Wer  bei  einer  Zwi-
schenbilanz  grün-
schwarzer  Umwelt-
politik  in  Duisburg
spektakuläre  Ent-
wicklungen und Pro-
jekte  erwartet,  ver-
kennt  die  Reich-

weite  kommunaler  Umweltpolitik.
Auf  kommunaler  Ebene werden im
wesentlichen  Bundes- und Landes-
gesetze umgesetzt.  Das Bundesim-
missionsschutzgesetz  etwa  muss
bei allen Vorhaben, die auf kommu-
naler  Ebene  beantragt  werden,
zunächst  einmal  auf  dem  Papier
eingehalten werden.  Allerdings hat
die  kommunale  Ebene  auch  die
konkrete  und  tatsächliche  Einhal-
tung dieser Vorschriften zu gewähr-
leisten  – und insofern  ist  Umwelt-
schutzpolitik  auf  kommunaler
Ebene eine äußerst wichtige und für
grüne  Perspektiven  entscheidende
Angelegenheit!

Für  die  Umsetzung  kommunaler
Umweltpolitik  hat  Duisburg  seit
dem  Jahr  2000  einen  grünen
Umweltdezernenten  und  dieser  ist
im  letzten  Jahr  als  Stadtdirektor

bestätigt und für acht weitere Jahre
in  sein  Amt  als  Umweltdezernent
gewählt  worden. Er ist  für  die  Ein-
haltung  und  Überwachung  dieser
Regelungen  zuständig.  Insofern ist
klargestellt,  dass  die  Aufgabe
Umweltschutz  für  Duisburg  eine
„Chef-Sache” ist.
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Doch die alltäglichen Schwierigkeit-
en liegen nun einmal, wie so häufig,
im  Detail.  Sowohl der  Bundes-  als
auch der Landesgesetzgeber haben
in den letzten Jahren  – aus grüner
Sicht:  glücklicherweise  –  die  Um-
weltauflagen für neu beantragte An-
lagen  und  Gewerbe  enorm  ver-
schärft.  Das  liegt  zum Teil  daran,
dass  manche  gefährliche  Umwelt-
belastungen  erst  in  den  letzten
Jahren auch als solche erkannt wur-
den. Zum Beispiel das Problem der
Dioxine.  Aber  Alt-Anlagen  unter-
liegen  nun  nicht  automatisch  den
schärferen  Umweltauflagen  –  das
mag man bedauern, hat aber etwas
mit  grundsätzlicher  Rechtssicher-
heit  – auch  für  Unternehmen – zu
tun.  Und  damit  sind  dann  auch
schon die größten Umweltprobleme
Duisburgs  umrissen.  Das  enge
Beieinander  von  Industrie,  Leben
und Wohnen  ist  so  die  wichtigste
umweltpolitische  Herausforderung
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für grüne Politik in Duisburg.

Doch  Umweltpolitik kann auch  auf
lokaler Ebene noch mehr  – und in
dieser Hinsicht haben wir in den let-
zten  drei  Jahren  in  der  grün-
schwarzen  Kooperation  einiges
anzubieten.  Einem  der  zentralen
Duisburger  Probleme,  dass  immer
noch viele Menschen aus Duisburg
wegziehen wollen, weil die Stadt ih-
nen  nicht lebens-  und  liebenswert
genug  erscheint,  lässt  sich  auch
dadurch  begegnen,  dass  die Stadt
stärker „durchgrünt” wird.

Das,  was  Lord  Forster  in  seinem
Masterplan  für  die  Innenstadt  an-
geregt  hat,  nämlich  die  vorhande-
nen  Freiflächen  durch  Baum-  und
Strauchpflanzungen  aufzuwerten,
wird  im  Duisburger  Norden  durch
ein  von  uns angestoßenes  Projekt
bereits  verwirklicht.  Sukzessive
sollen  auch die  anderen  Stadtteile
von  einem  erhöhten  Grünanteil
profitieren. Dazu gehört dann unter
anderem auch der von uns initiierte
und  vom  Rat  der  Stadt  bereits
beschlossene Vorschlag, das Gebiet
entlang der Ruhr bis zur Ruhrmün-
dung  mit  der  Rhein-Orange durch
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einen  Grünflächenzug  „aufzuhüb-
schen” und damit für die Menschen
attraktiver zu machen.

Zur Umweltpolitik gehört auch, den
Menschen  das  Fahrradfahren  at-
traktiver zu machen – und hier ist in
den  letzten  drei  Jahren  einiges
passiert.  Mittlerweile  gibt es keine
Straßenbaumaßnahme  mehr,  bei
der  nicht  intensiv  und  mit  sicht-
baren  Erfolgen  Verbesserungen für
den  Radverkehr  durchgeführt  wer-
den. Zu den kleinsten, aber von uns
schon seit langem geforderten Maß-
nahmen gehört die bereits weitge-
hende Realisierung der Öffnung von
Einbahnstraßen für den gegenläufi-
gen  Radverkehr.  Und  der  sicht-
barste  Erfolg  in dieser  Hinsicht ist
sicherlich  die  tolle  Radstation  am
Hauptbahnhof  mit  Service-Einrich-
tungen rund um das Rad. Hier kann
sich  auswärtiger  Besuch  nicht nur
Räder  leihen,  sondern  man  kann
auch  sein Rad für  eine  Inspektion
abgeben  und  ganz  nebenbei  wur-
den  so  mehrere  Arbeitsplätze
geschaffen.
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Doch es bleibt noch viel zu tun! Die
CO-Giftgasleitung  im  Duisburger
Süden  machte  mehr  als  deutlich,
dass  die  kleinen  Erfolge  grüner

Umweltpolitik  auf  kommunaler
Ebene schnell durch übergeordnete
Behörden zunichte gemacht werden
können.  Auch  wenn  in  dieser  Au-
seinandersetzung  mit  dem  Urteil
des  Oberverwaltungsgerichts  Mün-
ster  ein  kleiner  Silberstreifen  am
Horizont zu sehen ist – wir müssen
noch viel Überzeugungsarbeit  leis-
ten,  um  deutlich  zu  machen,  wie
wichtig  eine  grüne  Beteiligung  an
der  Stadtregierung  ist  – und  dass
das auch so bleibt!

Dieter Kantel

Dieter  Kantel  ist  Fraktionssprecher
der grünen Ratsfraktion und Vorsit-
zender des Umweltausschusses.
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Zwei  sportpolitische  Entscheidun-
gen standen bisher in dieser  Rats-
periode  besonders  im  Fokus:  die
Gründung des  Eigenbetriebs  Duis-
burgSport zum  1.1.2007  und  die
Entscheidung für den Bau des Par-
allelkanals mit  dem Sportpark We-
dau im Juni 2006. Mit  der Ausglie-
derung  der  Bereiche  Sportstätten
und Bäder  aus  den  Wirtschaftsbe-
trieben und der Bündelung der Kräf-
te in einem selbständigen Eigenbe-

trieb  setzt  Schwarz-Grün  einen
langjährigen  Wunsch  der  Duisbur-
ger Sportwelt in die Tat um. Ange-
sichts knapper Kassen erhält  Duis-
burgSport allerdings  keine  ausrei-
chenden  Mittel,  um die  Infrastruk-
tur für die vielen Sportbegeisterten
nachhaltig  zu pflegen  und um den
Breitensport  in  der  Stadt  im  vom
uns  gewünschten  Sinne  zu  unter-
stützen und zu fördern.

So war die Gründung auch mit  der
Auflage  der  Bezirksregierung  ver-

Ratsfrakt ion Duisburg
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bunden, das Bäderkonzept für Duis-
burg umzusetzen, nach dem es für
jeden  Bezirk  ein  Hallen-,  Kombi-
oder Freizeitbad geben soll. Das be-
deutete etwa für Rheinhausen, dass
am  Toeppersee  ein  neues  Hallen-
bad gebaut  wird,  gleichzeitig  aber
auch, dass das dortige Freibad ge-
schlossen  wird.  Insgesamt  ist  das
Bäderkonzept aus unserer Sicht das
Ergebnis  eines  fairen  Kompromis-
ses  zwischen  der  Finanzlage  der
Stadt und den berechtigten Bedürf-
nissen der  Bevölkerung nach orts-
nahen  Sport-  und  Freizeiteinrich-
tungen. Dies hat letztlich auch der
von  der  SPD mitgetragene  Bürge-
rentscheid  bestätigt.  Lediglich  9%
der Wahlberechtigten sprachen sich
im Dezember  2007  für  den  Erhalt
des Freibades Toeppersee aus, wo-
bei  das  Gros  der  Befürworter  aus
dem  Bezirk  Rheinhausen  selbst
kam. Derzeit  wird  versucht,  einen
privaten  Betreiber  zu  finden,  der
bereit ist, auf eigene Kosten ein Na-
turfreibad  am  kleinen  Toeppersee
(Tegge) zu realisieren.

Umstrittener  war  dagegen  sicher-
lich der Parallelkanal für die Regat-
tabahn. Unsere Fraktion hat sich al-
lerdings  immer  wieder  mit  deutli-
chen Mehrheiten für dieses Projekt
sowie  für  die  damit  verbundene

touristische Nutzung des Sportpark
Wedaus  ausgesprochen.  Damit
folgt die Fraktion im Übrigen auch
den  Voten  verschiedener  Mitglie-
derversammlungen zu diesem The-
ma. Dass viele Menschen und Orga-
nisationen  einen  anderen  Stand-
punkt  eingenommen  haben,  re-
spektieren  wir. Und die  Abwägung
widerstreitender Interessen an die-
ser Stelle ist uns nicht leicht gefal-
len.  Grundlage  für  unsere  Zustim-
mung war, dass wesentliche grüne
Forderungen nach Verringerung des
ökologischen  Eingriffs  erfüllt  wur-
den:  z.B.  Verringerung  der  zu  ro-
denden Fläche um gut  ein  Drittel,
ökologische Gestaltung der Wasser-
fläche auf  der  Westseite, über das
übliche  Maß  hinausgehende  Auf-
forstungen als Ausgleich.  Vielleicht
wird man im Sommer schon sehen
können,  welch  attraktive  Freizeit-
landschaft hier entsteht.

Dass  Schwarz-Grün  trotz  knapper
Kassen für den Sport in Duisburg ei-
niges  erreichen  konnte,  zeigt  auch
der Bau des neuen Leichtathletiksta-
dions,  das  nach  anderthalbjähriger
Bauzeit im August letzten Jahres ein-
geweiht wurde. 3,4 Millionen �  wur-
den hier investiert. Das Stadion ver-
fügt  über  acht  Tartanrundbahnen
und bietet Platz für insgesamt knapp
2.700 Zuschauer.
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Vorab  eine  kurze  Bemerkung:  Ich
habe  an  der  Aufstellung  unseres
Kooperationsvertrages mit der CDU
zum Bereich  „Verkehr“  nicht aktiv
mitgewirkt.  Ich  war  damals  auch
nicht  böse darum,  denn  ich  hatte
große Bedenken,  was  die  Schnitt-
menge  in  diesem  Politikfeld  mit
dem Kooperationspartner betraf.

Das Resümee der letzten drei Jahre
beginnt natürlich  bei  den  wenigen
Zeilen,  die  die  Grundlage  für  die
schwarz-grüne Zusammenarbeit  im
Bereich Verkehr bildeten.
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Was lange währt … Nach zehn Jah-
ren – teils davon in der Opposition,
teils in rot-grüner Kooperation und
dann wieder in der Opposition – ist
die  Berg-  und  Talfahrt  in  der  Pla-
nung der Radstation  endlich been-
det. Schwarz-Grün hat die Radstati-
on realisiert. Sie wurde im vergan-
genen  Jahr  eingeweiht  und  wird
langsam gefüllt.
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Der  Antrag  auf  Förderung  eines
Parkleitsystems ist fast genauso alt
wie der der Radstation und hat eine
ähnlich  wechselhafte  Geschichte.
Immer  wieder  gab  es  neue  Ideen,
wie der Parksuchverkehr am besten
zu regeln sei, zuletzt noch die Versi-
on über GPS auf das Handy.

Nachdem nun  die  Großprojekte  in
der  Innenstadt  fertig  gestellt  sind
oder  ihrer  Eröffnung entgegen  ge-
hen, wurde die Vision von der Pra-
xis überholt. Die Tiefgaragenbetrei-
ber  machten  „Nägel  mit  Köpfen“
und  brachten  damit  zusätzlichen
Schwung  in  die  Debatte,  so  dass
der gemeinsame Antrag zum Haus-
halt 2007 nur noch den politischen
Willen  bekräftigen  musste.  Ich  bin
davon überzeugt, dass das Dynami-
sche Parkleitsystem zum Ende der
Legislaturperiode  seiner  Aufgabe
gerecht werden kann.
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Auch im Radverkehr haben die ver-
schiedenen  Bereiche  Fahrt  aufge-
nommen:

1. Das Radverkehrsnetz NRW wurde

21
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im November  2007 eröffnet.  Da-
mit verschwand einer der letzten
weißen Flecken im Landesplan.

2. Für die Anlage von Radverkehrs-
anlagen wurde in den vergange-
nen  zwei  Haushaltsjahren  deut-
lich mehr Geld zur Verfügung ge-
stellt.  Waren  es  unter  sozialde-
mokratischer Herrschaft  maximal
10  Prozent  aller  Straßenumbau-
mittel,  so sind es  jetzt  mehr als
40 Prozent.  Und aufgrund eines
Gesinnungswechsels  weg  von
teuren Radwegen zu preisgünsti-
gen Radfahrstreifen, können weit
mehr  Anlagen  realisiert  werden
als in den Jahren zuvor.

3. Die  Bike-  und  Ride-Station  am
Bahnhof  Rheinhausen-Friemers-
heim ist  fast  fertig  gestellt  und
wird  zudem  durch  Bikey-Boxen
des VRR ergänzt, dank persönli-
chem Einsatz unseres Duisburger
Vorsitzenden der CDU-Fraktion in
der VRR-Versammlung.

4. Der  Veloroutenplan  hat  die
Schublade verlassen und ist wie-
der  Arbeitsgrundlage  für  das
stadtweite  Radwegenetz.  Unser
Antrag  auf  Erstellung  von  Be-
zirksplänen wurde nur mit einem
Haushaltstitel  ausgestattet  und
soll nach Abschluss des Velorou-
tenkonzepts  angegangen  wer-
den.

Über die vorgenannten Maßnahmen
hinaus haben wir erreicht, dass die
Öffnung  der  Einbahnstraßen  be-
zirksweise  durchgeführt  wird.  Die
jahrelange  Blockadehaltung  der
Verwaltung konnte „geknackt“ wer-
den.
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Im März 2006 wurde das damalige
Betriebskonzept im Rat verabschie-
det  mit  der  Auflage,  dass die DVG
unter  Hinzuziehung eines externen
Beraters einen neuen Nahverkehrs-
plan mit neuem Liniennetz erstellen
sollte.  Dieser Kompromiss hat sich
nicht bewährt. Das im vergangenen
November  vorgelegte  Betriebskon-
zept wurde wieder nach herkömmli-
cher  Denkweise  erstellt  und  stellt
im Großen und Ganzen keine deutli-
che Attraktivierung des Duisburger
ÖPNV dar. Die 2006 festgeschriebe-
nen Eckpunkte für den neuen Nah-
verkehrsplan  wurden  größtenteils
nicht aufgegriffen, obwohl mehr als
eineinhalb  Jahre  seitdem  verstri-
chen sind. Wertvolle Zeit  haben wir
verloren und haben nur die Gewiss-
heit, dass die DVG selbst keinen an-
deren  Plan  gestalten  kann.  Hier
bleibt unsere Forderung zur Erstel-
lung  eines  neuen  Liniennetzes
durch  ein  externes  Planungsbüro



bisher  unerfüllt.  Der  einzige  Licht-
blick im ÖPNV ist die Tatsache, dass
der  U-Bahn-Weiterbau  von  Meide-
rich  Richtung  Norden  bisher  nicht
erfolgt  ist.  Das  ist  aber  wohl  den
fehlenden  städtischen  Mitteln  zu
verdanken.  Ein beherzter  Abschied
von  diesem  Plan  steht  jedenfalls
noch aus.
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Das  Konzept  ist  erstellt,  liegt  aber
auf Eis. Nicht nur, weil hier die städ-
tischen Mittel fehlen,  sondern weil
sich  insbesondere  die  Innenstadt
zurzeit  in  einem  derartigen  Um-
bruch befindet, dass eine solche In-
vestition  vielleicht  morgen  schon
überholt wäre.
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Hier kommt ein Mann ins Spiel, der
im vergangenen  Jahr  soviel  grünes
Gedankengut  zum  Verkehr  in  die
Öffentlichkeit  getragen  hat  wie
kaum  ein  anderer:  Lord  Norman
Foster.

Sein Masterplan  für die Innenstadt
sieht  Rückbau überdimensionierter
Straßen, die Verbindung von Wegen
und Grün und die  Neuorientierung

der  Innenstadt  mit  ihrem Zentrum
zwischen  König-Heinrich-Platz  und
Burgplatz  vor.  Der Masterplan ent-
hält  auch Aussagen zur  Anbindung
des  Innenhafens,  die unseren  Vor-
stellungen entsprechen.

In  diesem Zusammenhang müssen
Projekte genannt werden, an die wir
2004 noch nicht gedacht haben:

• der Grüne Ring, eine Wegeverbin-
dung,  die  wichtige  Bereiche mit-
einander verknüpfen soll wie den
Rheinpark mit dem Sportpark We-
dau  oder  das  Dellviertel  mit  der
Altstadt. Eine Verbindung von Mo-
bilität  und  Grün  –  nicht  nur  zu
Freizeitzwecken und gleichberech-
tigt  für den Rad-  und Fußverkehr
(Skaten und Inliner fahren  einge-
schlossen)

• die  Verknüpfung  zwischen  Ruhr-
und Rheintal als Fuß- und Radwe-
geverbindung  zur  Landmarke
Rheinorange,  deren  Planung  im
vergangenen Jahr auf den Weg ge-
bracht wurde als ein Puzzlestück
der  „verlorenen“  Landesgarten-
schau.

Unterm Strich fällt das Resümee der
schwarz-grünen  Kooperation  doch
gar nicht schlecht aus, oder?

Wenn man von Dingen absieht wie
der  schleppenden  Umsetzung  der
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Barrierefreiheit  im ÖPNV oder dem
Bau der  Osttangente  in  Rheinhau-
sen (rot-schwarzer Beschluss) – die
sicher  absichtlich nicht in den  Ko-
operationsvertrag  aufgenommen
wurden  –,  den  unterschiedlichen
Positionen  zur  Parkraumbewirt-
schaftung und Verkehrsberuhigung,
haben  wir doch schon eine Menge
erreicht.  Manches  auch  nach  har-
tem  Kampf  mit  den  zuständigen
Menschen in der CDU-Fraktion.

Aber  die  Schnittmenge  zwischen

Schwarz und Grün in der Verkehrs-
politik  unserer  Stadt  scheint  doch
größer zu sein, als ich gedacht ha-
be.

Also:Also:Also:Also: Weiter so!

Claudia Leiße

Claudia  Leiße ist  verkehrspolitische
Sprecherin  der  grünen  Ratsfraktion
und zudem Sprecherin  der  grünen
Fraktion  in  der  Bezirksvertretung
Rheinhausen.
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Schwarz-Grün verfügt über keine ei-
gene Mehrheit  im Rat, so dass wir
auf die Unterstützung anderer Frak-
tionen  und  Gruppen  angewiesen
sind.  Dies  ist  weniger  dramatisch
als gemeinhin angenommen, da in
der  Kommunalpolitik  80% der Ent-
scheidungen  eh  einstimmig  erfol-
gen. Und in den übrigen Fällen ist
es uns bisher immer gelungen – mal
knappe, meist deutliche – Mehrhei-
ten zu gewinnen. Dass die SPD da-
bei  häufig  in  der  Schmollecke ge-

standen hat, spricht für sich.

Der Vorteil  ist, dass Anträge ande-
rer  Fraktionen  von  einer  Mehrheit
nicht einfach  zurückgewiesen  wer-
den  können,  weil sie den falschen
Absender haben. Vielmehr wird ge-
prüft, ob sie inhaltlich Sinn machen
oder nicht. Dadurch hat sich das Kli-
ma im Rat verändert. Wichtige Ent-
scheidungen  werden  so  auch  mit
der  Linken  (Forum,  Personalent-
scheidungen),  mit  der Bürgerunion
und/oder auch mit der FDP getrof-
fen. Dies alles taugt wenig für poli-
tische Schmutzkampagnen.
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Wenn  es  eine  Ent-
scheidung von Schwarz-
Grün  gegeben  hat,
die  die  Stadtent-
wicklung nachhaltig
prägen  wird,  dann
ist es  die  Entschei-
dung  für  den  Bau

des  Forum-Einkaufszentrums  am
König-Heinrich-Platz  gewesen.  Die-
se Initialzündung für die Innenstadt
ist  zurecht von der  regionalen  wie
überregionalen – mit Ausnahme der
kommunalen – Presse als Sieg der
Vernunft,  als  mutige  und  weitbli-
ckende  Entscheidung  gelobt  wor-
den. Die grüne Ratsfraktion hat als
einzige  von Anfang an konsequent
gegen  das  MultiCasa  am  Haupt-
bahnhof  opponiert,  das  eine  Ver-
ödung unserer gewachsenen Innen-
stadt  zur  Folge  gehabt  hätte.  Mit
unserer jahrelangen Standhaftigkeit
und dem letztendlichen Ja zum Fo-
rum im Rat haben wir ein bedeuten-
des Stück Stadtgeschichte geschrie-
ben.

Zuerst  gab  es  allerdings  für  uns
Grüne eine bittere Erfahrung. Nach-
dem wir wie  gegen  das  MultiCasa
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auch  lange Zeit  für den  Erhalt  der
Mercatorhalle  gekämpft  haben,
mussten wir uns das Scheitern un-
serer  Bemühungen  eingestehen.
Die  alte  Mercatorhalle  wäre  nur
zum Preis eines unverhältnismäßig
hohen  Sanierungsaufwands  zu  ret-
ten gewesen, nachdem die SPD un-
ter  Führung  von  Jürgen  Brand die
Halle im Innern völlig ruiniert hatte.
Zudem hätte dies einen jahrelangen
Stillstand in der Innenstadtentwick-
lung bedeutet.
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Erschwerend  kam  für  uns  hinzu,
dass  die  von  der  SPD-Stadtspitze
ausgehandelten Verträge einzig dem
Investor in die Hände spielten und
alternative  Entwürfe  (Kölbl-Kruse,
Hellmich)  keine  Chance zur  Reali-
sierung hatten. Daher bleibt das Ci-
tyPalais architektonisch ein Schand-
fleck.  Duisburg ist  leider  nicht Bil-
bao. Schwarz-Grün blieb nur die un-
dankbare  Aufgabe,  die  Kosten  für
den Ausbau der neuen Mercatorhal-
le  im  Rahmen  zu  halten,  was uns
auch  geglückt  ist.  Angesichts  der
vorherigen  Kostenexplosionen  und
der Erfahrung mit  anderen öffentli-
chen Bauten  keine  Selbstverständ-
lichkeit!

Mit  dem Forum und der Neugestal-

tung des König-Heinrich-Platzes konn-
te  immerhin  ein  ästhetisches  Ge-
gengewicht zum CityPalais verwirk-
licht werden.  Und ohne das Forum
wäre auch ein weiterer Meilenstein
der Innenstadtentwicklung nicht ge-
setzt  worden:  der  Masterplan  von
Norman Foster. Mit seinen Eckpunk-
ten  Zurückdrängen  des  Individual-
verkehrs  zugunsten  des  ÖPNV,
Nachverdichtung  bei  Verdopplung
des  bestehenden  Grünanteils  und
damit  verbundener  Steigerung der
Aufenthaltsqualität  schreibt  der
Plan  jahrzehntelange  grüne Forde-
rungen fest. Und das ist erfreulich.

Auf uns Grüne wird es nun ankom-
men,  dass  diese  hoch  gesteckten
Ziele  nicht verwässert werden.  Mit
dem  Beschluss  zum  Neubau  der
VHS  und  der  Stadtbibliothek,  der
auch  das  NS-Dokumentationszen-
trum beherbergen wird, – gegen die
Stimmen der SPD übrigens – ist ein
erster  Schritt  zur  Umsetzung  des
Masterplans getan. Das weitere fol-
gen werden, dessen sind wir Grüne
uns  sicher.  Die  graue  Maus  Duis-
burg  ist  endlich  aus  ihrem  Schlaf
geweckt  worden  und  ist  offen  für
neues urbanes Leben.

Ralf Krumpholz

Ralf Krumpholz ist Fraktionsgeschäfts-
führer der grünen Ratsfraktion.
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Ein  Politikwechsel  in  Duisburg  ist
nicht denkbar ohne entsprechendes
Personal  in  Verwaltung  und städti-
schen  Gesellschaften,  das  diesen
Wechsel mit trägt. Dabei geht es we-
niger um die vielen Beamten und An-
gestellten, die loyal und mit großem
Engagement ihre  Aufgaben erfüllen,
als vielmehr um einige wenige Spit-
zenleute  und Geschäftsführer.  Dass
die  CDU  als  größte  Ratsfraktion  in
der Dezernentenriege nun vertreten
ist, müsste eigentlich auch die SPD
verschmerzen  können.  Obwohl
Schwarz-Grün  die  meisten sozialde-

mokratischen  Geschäftsführer  oder
zuletzt  auch den  SPD-Kämmerer  im
Amt bestätigt  hat und immer wieder
auf die SPD-Fraktion zugegangen ist,
verweigert  sich diese hartnäckig ei-
ner  konstruktiven  Zusammenarbeit.
Dieses  parteitaktische  Klein-Klein
schadet dem Ansehen Duisburgs bei
der Gewinnung qualifizierten  Perso-
nals enorm. Es wird endlich Zeit, dass
die  SPD begreift,  dass  diese  Stadt
nicht  ihr  persönliches Eigentum ist.
Grüne  und  CDU  werden  jedenfalls
daran  festhalten,  notwendige  Stel-
lenneubesetzungen  wie  bisher  in
transparenten und nachvollziehbaren
Verfahren vorzunehmen.
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Im Koalitionsvertrag
zwischen  der  CDU
und  Bündnis  90/
Die  Grünen  wur-
den 2005 Ziele ver-
einbart,  die  heute
einer  Zwischenbi-
lanz bedürfen. 

Damals haben  wir vereinbart,  dass
die  BürgerInnen  Duisburgs  einen
Anspruch auf die Öffentlichkeit der
attraktiven  Teile  unserer  Stadt ha-
ben.  Mit  dem Rheinpark  in  Hoch-
feld, dem Zugang zur Rheinorange,
der  Sicherung  der  Speditionsinsel
für  Ruhrort,  die  Entwicklungen  am
Emscherklärwerk in  Aldenrade und
der  Entwicklung  des  Wasserwerks
in  Homberg sind  an  vielen  Stellen
Duisburgs neue öffentliche Flächen
am Rhein entstanden,  geplant und
im Bau.  Trotz  des Verbots der Be-
werbung  zur  Landesgartenschau
handelt  die  Stadtplanung  folglich
mit der Prämisse „Duisburg an den
Rhein“.
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Denn  die  Lebensqualität  in  Duis-

burg  ist  immer  noch  so  schlecht,
dass zwar in unsrer  Stadt gearbei-
tet, aber ungern gewohnt wird. Der
Einwohnerrückgang  ist  nicht  mehr
zu  übersehen.  Umweltschutz  ist
längst zu einem harten Standortfak-
tor in Duisburg geworden. Nur dort,
wo  noch  intakte  Umwelt  vermutet
und wahrgenommen  wird,  ist  eine
Gewerbeansiedlung in der  Konkur-
renz  zu  anderen  Kommunen  mög-
lich.  Infineon  ist  ein  solches  Bei-
spiel, Siemens ein anderes. Trotz In-
vestitionen  in  einen  Turbinentest-
stand in Hochfeld sind die Fachkräf-
te nur mit Mühe nach Duisburg zu
holen.
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Daher wird es einen neuen Flächen-
nutzungsplan  für  Duisburg  geben,
der  aus einzelnen Masterplänen in
den  nächsten  Jahren  entwickelt
wird. Dabei ist uns Grünen wichtig,
dass die Bürgerinnen und Bürger in
die  Planungsprozesse  einbezogen
werden  und  sich  mit  ihren  Ideen
einbringen  können.  Einen  entspre-
chenden Antrag dazu haben wir der-
zeit in allen Bezirksvertretungen ge-
stellt. Dies sollte – wie wir finden –
auch  die  Zustimmung der  CDU er-
halten.

Die Zentrumsfunktion von Duisburg



sollte durch Konzeptimmobilien ge-
stärkt werden, die für einzelne Han-
delsbereiche  die  Bedürfnisse  be-
stimmter Bevölkerungsgruppen um-
greifend an einem Ort erfüllen kön-
nen.  Dazu  sollten  Entwicklungen
angestoßen  werden.  In  Rheinhau-
sen gibt es eine Markthalle, in Ham-
born kann ein Outlet-Center entste-
hen,  das  Legoland  und  ein  neuer
Standort für das Atlantis-Kindermu-
seum könnten  ein  Kinderland  ent-
stehen lassen, in Buchholz entsteht
ein  Gesundheitszentrum  mit  Sani-
tätshäusern,  Physiotherapeuten,
REHA-Beratung,  Treppenliftbau,  al-
tengerechten  Sanitärinstallationen,
Ärzten, Logopäden, Pflegediensten,
Servicediensten,  Hilfsmittel-Bou-
tiquen,  Orthopädischen  Schuhma-

chern,  Apotheken,  Drogerien,  Se-
niorenmode  in  direkter  Nachbar-
schaft  zur  katholischen  Kirche,  die
zu alten- und behindertengerechten
Wohnungen umgebaut wurde.

Bestandteil  des  Flächennutzungs-
plans wird auch das gemeinsam mit
der  CDU  auf  den  Weg  gebrachte
Biotopverbundkonzept  sein,  dass
die  Grün-, Frei-  und Wasserflächen
in Duisburg ökologisch steuern soll.
Für den Norden und den Süden lie-
gen diese Konzepte vor.

Neben der oben genannten Öffnung
Duisburgs an den Rhein gibt es zwei
weitere wichtige Entwicklungen zur
Steigerung der Attraktivität unserer
Stadt.  Mit  der  Insolvenz von  MHD
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im  Süden  gehört  eine  große Um-
weltbelastung  der  Vergangenheit
an.  Dies  war nur  möglich,  weil  es
gelungen  ist, erhebliche Finanzmit-
tel  vom  Land  und  EU zu  erhalten
und Logport mit an Bord zu holen.
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Allerdings  gibt  es  hier  Licht  und
Schatten.  Den  Grünzug  Angerpark,
der von mir mit den Wanheimer Bür-
gern in einer Zukunftswerkstatt ent-
wickelt  und  im  Rat  beschlossen
worden ist, begrüßen wir als ersten
Baustein einer Stadtteilentwicklung
für Wanheim. Es ist ein Grünzug an
der alten Anger entlang vom Rhein
bis  in  den  Biegerpark,  der  wieder
die  Angermündung  in  den  Rhein
und das Haus  Angerort,  eine  Burg
aus dem 12. Jahrhundert, für die Öf-
fentlichkeit  erreichbar  macht,  was
seit  100 Jahren nicht mehr möglich
war.

Damit ist aber die  Abnabelung Alt-
Wanheims  von  der  städtischen  In-
frastruktur  nicht  überwunden.  Und
gilt das Programm Duisburg an den
Rhein  nicht auch  für  Wanheim am
Rhein? Wohnen am Rhein in  Wan-
heim ist  attraktiv  und  könnte  den
Stadtteil  mit  der  Rheinpromenade
weiterentwickeln.  Wenigstens  die

Zufahrt  für  den  Schwerlastverkehr
ist nicht mehr über die Wohngebie-
te  an  der  Wanheimer  Straße  not-
wendig,  sondern erfolgt  in Zukunft
über die Richard-Seiffert-Straße.

Im  Norden  hat  der  Grüngürtel  für
Diskussionen  gesorgt.  Grundsätz-
lich sehen wir in dem jetzt beschlos-
senen  Projekt in Bruckhausen und
in  abgespeckter  Form  in  Marxloh
eine Chance für  eine  positive  Ent-
wicklung des  Duisburger  Nordens.
Die  historisch gewachsene Gemen-
gelage  zwischen  Industrie  und
Wohnbebauung  muss  durch  Grün-
und  Freiflächen  nach  Möglichkeit
entzerrt  werden.  Zur  Verbesserung
des Wohnumfelds der Menschen in
der Nachbarschaft zu ThyssenKrupp
ist der Grüngürtel ein bedeutender
Baustein.

Im Vordergrund bei der Umsetzung
in  den  nächsten  Jahren  müssen
aber  die  Menschen  stehen.  Sie
müssen mitgenommen werden und
den  Prozess  mitgestalten  können,
wenn das Projekt gelingen soll. Da-
her war es gut, dass die Voruntersu-
chungen  zum Grüngürtel  ergebnis-
offen  durchgeführt  wurden  und  in
Marxloh zu erheblichen Änderungen
gegenüber  der  ursprünglichen Pla-
nung  geführt  haben.  Selbstver-
ständlich  wird  ThyssenKrupp  aus



seiner Verantwortung für eine Ver-
besserung  der  Umweltsituation  im
Duisburger Norden nicht entlassen.

Als Fazit kann man festhalten, dass
Schwarz-Grün in Duisburg nicht nur
die  Innenstadt  wieder  belebt  hat,
sondern dass auch in den Bezirken
und  Stadtteilen  wichtige  Entwick-

lungen  angestoßen  wurden  und
auch  umgesetzt wurden  bzw.  wer-
den.

Frank-Michael Rich

Ratsherr Frank-Michael Rich ist Mit-
glied  des  Ausschusses  für  Wirt-
schaft,  Stadtentwicklung und Ver-
kehr.
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In  einer  globalisierten  Welt  kann
sich keine Stadt auf sich selbst zu-
rückziehen.  Dieser  Tatsache trägt
Grün-Schwarz  durch  die  Begrün-
dung  mehrerer  neuer  Städtepart-
nerschaften  Rechnung.  Besonders
hervorzuheben  ist,  dass Duisburg
nun endlich eine Partnerschaft  mit
einer türkischen Stadt, Gaziantep,
eingegangen  ist.  Hinzugekommen
zu den bestehenden Verbindungen
zu  Portsmouth,  Calais,  Lomé,
Wuhan und Vilnius sind außerdem
Perm in Russland  und San  Pedro
Sula in Honduras. Damit bekennen
sich Grüne und CDU zur Weltoffen-
heit  Duisburgs,  angesichts  des
größten  Binnenhafens  eigentlich
eine  Selbstverständlichkeit,  die
aber erst in konkretes Handeln um-
gesetzt werden musste.



32

�
��
��
���&������
�	�������)����

So lautet die Über-
schrift  der  Koope-
rationsvereinba-
rung  zu  den  Be-
zirksvertretungen.
Weiterhin steht im
Kooperationsver-
trag,  dass  die  BV
der  Garant  dafür
ist,  dass  wichtige
Politikfelder dezen-
tral  und  vor  Ort
entschieden  wer-
den.  Also  halten
wir  weiterhin  am
Glauben  an  Basis-

demokratie und damit auch am Be-
stand aller sieben Bezirksvertretun-
gen  fest.  Und das  ist  wichtig  und
gut.

Bei näherer Betrachtung der Koope-
rationsvereinbarung war das Thema
„Stärkung der Bezirksvertretungen“
durch  die  Fortentwicklung der  Be-
zirkssatzung als eines der Ziele der
Kooperationspartner  festgelegt.
Dieses wurde in der Praxis der Kom-
munalpolitik  der  letzten  3  Jahre
durch die aktive Mitarbeit der Grü-
nen in der Kommission zur Überprü-
fung der Bezirkssatzung zum größ-

ten Teil verwirklicht.

1. Die  bisher  mit  50.000  �  ange-
setzte  Wertgrenze  zur  Abgren-
zung  der  laufenden  Geschäfte
der Verwaltung wurden in der zu-
künftigen Bezirkssatzung mit  ei-
nigen  Ausnahmen auf  25.000  �
abgesenkt. Das stärkt die Trans-
parenz.

2. Die Ausführungen über  die Bau-
genehmigung gem. § 34 BauGB
(§ 3  Abs. 4  der  Bezirkssatzung)
wurden  präziser  formuliert,  um
das  laufende Geschäft  der  Ver-
waltung  schärfer  von  der  Ent-
scheidungsbefugnis  der  Bezirks-
vertretungen zu trennen.

Außerdem wurden

3. die Bürgerveranstaltungen zu den
Haushaltsberatungen auf alle sie-
ben Bezirke ausgeweitet und

4. das Bezirksmanagement optimiert.

'������
��
�#�����������0
� 
��
��

Aufgrund der Haushaltslage, die wir
von der SPD vererbt bekamen, wur-
de das Ziel, Verbesserung der finan-
ziellen  Ausstattung der Bezirksver-
tretungen  durch  Einführung  eines
Sockelbetrags plus 0,20  �  pro Ein-
wohner bisher nicht erreicht. Es er-
scheint  auch  sehr  unwahrschein-
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lich, dass wir diese Veränderung bis
zum  Ende  der  Legislaturperiode
durchsetzen können.

Die Ausweitung des Bürgerservices
vor Ort hat sich als sinnvoll und bür-
gerfreundlich herausgestellt. Heute
existieren  in allen  sieben  Bezirken
Bürgerservice-Stationen.  Sie  sind
mittlerweile zum festen Bestandteil
der Bezirksämter vor Ort geworden.
Dabei  dürfen  wir  allerdings  unser
Ziel  vom „Sozialen  Rathaus“  nicht
aus den Augen verlieren. An dieser
Erweiterung  von  Dienstleistungen
und damit Stabilisierung der Bezirks-

ämter müssen wir noch arbeiten.

.��
�����
)����
�,���
������
��
���)
��(
����
�

Neben den erreichten/nicht erreich-
ten  Zielen  aus  dem Kooperations-
vertrag darf hierbei die gute Arbeit
der einzelnen grünen Bezirksvertre-
ter und -vertreterinnen vor Ort nicht
unerwähnt bleiben. Es ist  nach wie
vor schwierig für einzelne in Koope-
rationen  mit  anderen  Parteivertre-
tern  oder  auch  als  Zweier-  bzw.
Dreierfraktion  sich die  notwendige
Mehrheit  zu  beschaffen,  denn  die

Ratsfrakt ion Duisburg



Sitzverteilung in den  BVen ist  von
Nord  nach  Süd  in  unserer  Stadt
sehr unterschiedlich. Trotzdem sind
viele  Ideen  der  einzelnen  grünen
Bezirksvertreterinnen  und  Bezirks-
vertreter  umgesetzt  worden,  wie
z.B.:

• Bereitstellung von Mitteln für das
Stadtteilmarketing  in  Rheinhau-
sen (Pilotprojekt)

• Einrichtung eines Jugendzentrums
in der Innenstadt

• Realisierung  der  Walsum-Bahn
(Prüfauftrag)

• Erhalt  des  Fiskuswaldes  in  Neu-
mühl

• Anlage  einer  Grünzugverbindung
in Wanheim

• Umgestaltung des Wald-Spielplat-
zes  Dieselstraße  zum  Erhalt  der
Bäume

• Entscheidende Unterstützung des
Graffiti-Projekts  für  Meiderich/
Beeck und Homberg

Die politische Arbeit in den Bezirken
ist gelebte Basisdemokratie im Rah-
men der parlamentarischen Ausein-
andersetzung.

Claudia Leiße
Mustafa Arslan

Claudia  Leiße und Mustafa Arslan
sind  SprecherInnen  des  Hauptar-
beitskreises  Bezirksvertretungen
der grünen Ratsfraktion.
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Der  Fraktionsvorstand  tagt  immer
montags ab 17.00 Uhr im Rathaus.

Der Hauptarbeitskreis (HAK) Migra-
tion 14tägig dienstags ab 17.00 Uhr
im Rathaus.

Die Gesamtfraktion, der HAK Sozia-
les (mit den Themen Arbeit, Sozia-
les,  Gesundheit,  Kultur,  Schule,

Jugend und Sport), der HAK Umwelt
(Umwelt,  Verkehr,  Stadtentwick-
lung,  Wirtschaft,  Entsorgung,  Im-
mobilien)  und  der  HAK  Bezirks-
vertretungen  im  Wechsel  immer
mittwochs ab 17.00 Uhr im Rathaus.

Interessierte  sind  herzlich  einge-
laden!

Genaue  Termine  bitte  in  der
Geschäftsstelle  (Telefon:  0203  –
33 00 39) erfragen.
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Themen  wie  Ökologie,  Gender,  Jugend  und  Migration
haben mich schon immer besonders interessiert. Mit Blick
auf alle anderen Parteien sehe ich niemanden, der diese
Themenschwerpunkte  so  sehr  schätzt  und  darauf  Wert
legt, wie die Grünen. 
Ich  sehe  noch  sehr  viel  Aufholbedarf  in  Duisburg  und
möchte  als  aktive  Migrantin  dazu  beitragen,  Duisburg
attraktiver zu gestalten! 
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„Es ist  nicht wichtig,  lange zu  leben. Sondern innerhalb
dieser Zeit viel zu erreichen“ (Deniz Gezmis) Dieses Zitat
beschreibt genau das, woran ich glaube. Was wohl auch
der  Grund  dafür  sein  wird,  weshalb  man  mich  niemals
ohne Arbeit oder mit viiiiiel Freizeit antrifft. 
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Neben meiner Leidenschaft  der Politik, investiere ich viel
Arbeit und Mühe, um mein Studium weiterhin erfolgreich
voran zu treiben und arbeite nebenher bereits an meiner
Doktorarbeit. Jenseits von all der ganzen Arbeit, verbringe
ich meine Zeit  am liebsten mit  Menschen, an denen mir
viel liegt, meine Freunde und Familie (und vor allem meine
süße kleine Nichte)!
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Nazan Aksu

Ratsfrau

Jugendpolitische
Sprecherin

Mitglied im Jugendhilfe-
ausschuss und stellver-
tretendes Mitglied im
Beirat für Zuwanderung
und Integration
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• ?@�A
Geboren am 
13. Oktober in
Hamborn

• 	

	
Beitritt bei
Bündnis 90/
Die Grünen

• 	

A
Juni: Abitur am
Clauberg-
Gymnasium in
Hamborn
September 
(bis Sept. 07):
Mitglied der BV
Hamborn
Sachkundige
Einwohnerin im
JHA
Ab Oktober:
Beginn des
Studiums der
Human- und
Zahnmedizin

• 	

B
Sprecherin der
Grünen Jugend

•  	

�
Ab September:
Ratsmitglied
der Stadt
Duisburg


